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Redeten Klartext über die Bundespolizei: 
Bundesinnenminister Dr. Hans-Peter Friedrich und 
der Vorsitzende des Bundespolizei-
Hauptpersonalrates Sven Hüber während des 
Gesprächs 

 

Der Vorsitzende des Bezirkspersonalrates, 
Martin Schilff, und der 
Hauptpersonalratsvorsitzende Sven Hüber 
brachten beim Minister die Probleme der 
Bundespolizei auf den Tisch 

 

 

 

 

Ergebnisse des Gespräches des Bundespolizei – Hauptpersonalrates 
mit Bundesinnenminister Dr. Hans – Peter Friedrich  

Der Bundespolizei – Hauptpersonalrat unter Führung 
seines Vorsitzenden, Sven Hüber, hat am 18. Januar 
2012 ein Gespräch mit dem Bundesminister des Innern, 
Dr. Hans-Peter Friedrich, geführt. Dabei wurden 
folgende Ergebnisse erzielt: 
 
a)  Zukünftig werden alle Dienstposten im mittleren 
Polizeidienst zumindest nach A 9 bewertet sein.  
Dienstposten  
der Bewertungsebene A 7 – 8 wird es zukünftig in der 
Bundespolizei nicht mehr geben. 
b) Der Minister strebt eine Erhöhung der 
Planstellenobergrenzen im mittleren Dienst von heute 
50 Prozent  A 9/A9 mZ auf zukünftig 60 Prozent A 9 / A 
9 mZ an. Das ist die zentrale Grundlage dafür, dass der 
sogenannte “Polizeiobermeisterbauch” endlich abgebaut 
werden kann. 

Sven Hüber und Josef Scheuring haben den Minister dabei noch einmal eindringlich auf die 
Notwendigkeit von Verbesserungen gerade bei den POM und im Verwaltungsbeamtenbereich 
hingwiesen. Josef Scheuring machte gegenüber dem Minister deutlich, dass die Summe der 
Leistungsprämien zur Lösung dieses zentralen Gerechtigkeitsproblems eingesetzt werden könne. 
Bundesinnenminister Friedrich machte deutlich, dass es dagegen juristische Vorbehalte gäbe. Er 
werde die Sache aber noch einmal prüfen. Gegebenenfalls müsse auch das Gesetz dafür geändert 
werden. 
c) Die Bundespolizei kann im Jahr 2012insgesamt  800, im Jahr 2013 ebenfalls 800 und im Jahr 2014 
dann 850 Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte zur Ausbildung einstellen, ohne dass “kw”-Stellen 
über den Haushalt eingerichtet werden müssen. 
Die Einstellungen 2012 können damit jetzt direkt durch das Bundespolizeipräsidium Potsdam vollzogen 
werden. 
 
d) Der Bundesinnenminister erklärte: Wenn die Bundeswehr aus Afghanistan abgezogen wird, kann 
auch die Polizei dort nicht mehr weiter eingesetzt werden. 
e) Der Minister überprüft Verbesserungen bei der 
Polizeizulage. 
 
Die Vertreter der Gewerkschaft der Polizei im 
Hauptpersonalrat forderten darüber hinaus die 
Verbesserung der Beförderungsmöglichkeiten 
im Verwaltungsbereich ein. Weiter forderten sie, 
dass das enorme Personalfehl im Verhältnis zu den 
bestehenden Aufgaben ausgeglichen und keine 
neuen Aufgaben der Bundespolizei übertragen werden, 
ohne dass das dazu erforderliche zusätzliche Personal 
gestellt wird. Zudem wiesen die GdP – Vertreter auf 
vorhandene Schnittstellen mit dem Zoll bei der 
Durchführung der Luftfrachtkontrollen auf den 
deutschen Flughäfen hin. 


